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Wirtschaftsrecht 
Zeitschrift für Wirtschaftsrecht 
Zeitschrift rur Organisation (aufgegangen in 
ZfO) 
Zivilprozeßordnung 
Zeitschrift für Rechtspolitik 





Einleitung 

A. Problemstellung und Ziel der Untersuchung 

Mehr als fünfzehn Jahre nach Inkrafttreten der betriebsverfassungsrecht-
lichen Regelungen über den Sozialplan sind sowohl die rechtspolitische 
Bedeutung dieses Rechtsinstituts als auch die Voraussetzungen, der Inhalt 
und, vor allem, der Umfang der konkreten Sozialplanpflichten nach wie vor 
umstritten. Dies kann nicht verwundern. Der Sozialplan ist neben dem indi-
vidual-rechtlichen Kündigungsschutz das wichtigste gesetzliche Institut zur 
Gewährleistung eines wirksamen Arbeitnehmerschutzes bei Betriebsände-
rungen. 

Die Arbeitnehmer erwarten deshalb eine Gesetzesauslegung, bei der sich 
ein möglichst großer präventiver und repressiver Schutz ergibt, der von den 
Betriebsräten gegenüber der Unternehmensleitung verwirklicht werden soll. 
Ein solcher Schutz führt jedoch zu einer erheblichen Beschränkung der 
unternehmerischen Handlungsmöglichkeiten bei notwendigen Betriebsände-
rungen und/oder zu unter Umständen erheblichen fmanziellen Belastungen. 
Angesichts dieses Interessenkonflikts haben Rechtsprechung und Lehre 
immer noch große Schwierigkeiten mit einer sachgerechten Gesetzesanwen-
dung. Die daraus resultierende Rechtsunsicherheit behindert eine partner-
schaftliche Konfliktregelung im Geiste des betriebsverfassungsrechtlichen 
Kooperationsgebotes. Die Praxis hat sich zwar (nolens volens) mit dem 
Institut des Sozialplans weitgehend arrangiert und fmdet in der Mehrzahl 
der Fälle einvernehmliche Sozialplan - Regelungen zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat!. Es kommt aber gleichwohl immer wieder zu Konflikten, 
die sich nur noch durch Einschaltung einer Einigungsstelle oder eines 
Arbeitsgerichts lösen lassen. Hierfür müssen die gesetzlichen Vorausset-
zungen und der gesetzliche Umfang eines erzwingbaren Sozialplans so weit 
wie möglich geklärt werden. 

All dies gilt namentlich für konzernverbundene Unternehmen. Gerade 
hier sind die Voraussetzungen und der Inhalt eines erzwingbaren Sozial-
plans noch weit mehr ungeklärt und umstritten als bei einem Einzelunter-
nehmen. Weitere ungeklärte Fragen kommen hinzu. Ist der Betriebsrat des 

1 Instrllktiv hierzu Hemmer, Sozialplanpraxis, S. 94 ff. 
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abhängigen Tochteruntemehmens, bei dem es zu einer Massenentlassung 
kommt, für die Sozialplanregelung zuständig oder der Konzembetriebsrat? 
Sollte letzteres zu bejahen sein, stellt sich die Frage, ob dieser mit verbind-
licher Wirkung auch zu Lasten der abhängigen Gesellschaft eine 
Betriebsvereinbarung bzw. einen Sozialplan abschließen kann. Klärungs-
bedürftig ist schließlich die Frage, ob und inwieweit dabei die Konzernlage 
zu berücksichtigen ist. 

Ein wesentlicher Grund für diese ungelösten Fragen ist die nach wie vor 
ganz allgemein schwierige Erfassung des Konzerns zwischen den Polen Ein-
heit und Vielheir. Hinzu kommt, daß hier mit besonderer Schärfe die zwei 
Blöcke "Arbeitsrecht" und "Gesellschaftsrecht" in einem gesetzlich schlecht 
koordinierten Interessendualismus aufeinander treffen. 

Bereits das Konzemgesellschaftsrecht wirft, für sich allein betrachtet, 
besondere Probleme auf!3 deren sachgerechte Lösung von Beginn der aktien-
rechtlichen Kodifikation an bis heute Gegenstand kontroverser Ausein-
andersetzungen war und ist. 

Dies liegt zum einen daran, daß sich die gesetzgeberischen Vorgaben nur 
auf Aktiengesellschaften beziehen, während andere Konzernkonstellationen 
(wie etwa GmbH- und Personengesellschaftskonzeme) noch nicht Gegen-
stand gesetzgeberischer Aktivitäten waren. Aber auch die Regelungen, die 
im Aktiengesetz Niederschlag gefunden haben, lassen vieles offen. Deshalb 
sind viele Fragestellungen im Fluß und Gegenstand von kontroversen 
Lehrmeinungen und Entscheidungen4• Es kommt hinzu, daß das geltende 
Aktienkonzernrecht vomehmlich ein System des (Schadens-) Ausgleichs-
recht ist. Ein so verstandenes Konzernrecht greift jedoch zu kurz. Ange-
sichts der vielschichtigen Konzemprobleme muß vielmehr ein Konzernrecht 
entwickelt werden, welches sich von einem Ausgleichssystem löst und sich in 
Richtung auf ein Konzemverbandsrecht hin entwickelt. Dieses Konzemver-
bandsrecht muß nicht nur die Interessen der Anteilseigner (Gesellschafter), 
sondern auch die der Arbeitnehmer angemessen unter dem Aspekt berück-
sichtigen, daß all diese Gruppen "Mitglieder" des Konzemverbandes sinds• 

2 Grundlegend zu dem Bcgriffspaar BäIz, FS Raiser, S. 287 Cf. 

3 Die konzernrechtlichen Regelungen traten mit der Reform des Aktienrechts am 6.9.1965, 
BGBII, S. 1089 in Kraft. 

• Vgl. nur die umfangreichen Nachweise bei Koch, NJW 1990, S. 158, 159 f., und Kirchner, 
ZGR 1990, S. 709, 750 f. 

, Darüberhinaus muß ein ausreichender Schutz für Gläubiger gewährleistet werden, die 
zwar nicht Mitglieder des Konzernverbandes sind, aber ebenfalls zusätzlichen (Konzem-) 
Risiken ausgesetzt sind. 
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Von einem solchen Konzemverbandsrecht sind wir heute noch weit ent-
femt. Anders als das Konzerngesellschaftsrecht ist das Konzemarbeitsrecht 
überhaupt erst ansatzweise kodifIZiert und dies auch noch weitgehend ohne 
inneren Bezug zum Konzerngesellschaftsrecht. 

Vor allem fehlt ein einheitliches Recht des Sozialplans im Konzern. Hin-
sichtlich des Konzembetriebsrates begnügt sich das Betriebsverfassungs-
gesetz, soweit Regelungen überhaupt vorhanden sind, mit schlichten 
Verweisungen bzw. Nachbildungen des Rechts von Betriebs- und Gesamt-
betriebsrat, wie die §§ 54, 58 BetrVG deutlich zeigen. Diese Verweisungs-
technik ist nicht zuletzt deshalb unzureichend, weil dabei nicht nach Kon-
zemarten differenziert wird. Auch im Mitbestimmungsgesetz fehlt es völlig 
an einer Differenzierung nach Konzemarten. Darüber hinaus scheint das 
Mitbestimmungsrecht nur auf gesellschaftsrechtliche Vorgaben abzuheben. 
Das hat zur Folge, daß gerade beim Sozialplanrecht ein unaufgelöster und 
so auch nicht auflösbarer Widerstreit zwischen einseitig gesellschaftsrecht-
lich oder einseitig arbeitsrechtlich orientierten Lösungsansätzen besteht. 

Vor diesem Hintergrund greift vor allem jede Problemerörterung zu 
kurz, die sich nur an einzelnen arbeitsrechtlichen Normen festmacht. Not-
wendig ist vielmehr, die Gesamtheit der arbeitsrechtlichen Bestimmungen in 
Betracht zu ziehen, soweit sie einen Konzembezug aufweisen. Dies allein 
genügt jedoch immer noch nicht. Hinzu kommen muß eine Betrachtung, die 
sich um die Verklammerung von Konzemarbeitsrecht und Konzemgesell-
schaftsrecht bemüht. Diese Notwendigkeit ergibt sich schon aus einem Ver-
gleich mit dem Recht des Einzeluntemehmens. So wie sich dort Gesell-
schaftsrecht und Arbeitsrecht immer mehr in Richtung auf die Entwicklung 
einheitlicher verbandrrechtlicher Strukturen verbunden haben6, muß auch 
im Konzemgesellschafts- und Konzemarbeitsrecht die Entwicklung voran-
getrieben werden. In beiden Bereichen geht es darum, Leitungsmacht zu 
kanalisieren und Mißbräuche zu verhindem. Dies ist nicht allein die Auf-
gabe des Konzerngesellschaftsrechts, sondem auch die des Konzemarbeits-
rechts. Dieses muß sich insbesondere darum bemühen, die Funktionen von 
Interessenausgleich und Sozialplan für den Konzem sachgerecht zu be-
stimmen. 

Im Einzeluntemehmen wird durch Interessenausgleich und Sozialplan 
zumindest indirekt Einfluß auf die unternehmerische Führung genommen 

6 Vgl. etwa BiJIz in: 40 Jahre Bundesrepublik, S. 179, 184; Vollmer, ·Partnerschaftliche 
Unternehmensverfassung" S. 9 ff.; &User, Unternehmensrecht als Gegenstand juristischer 
Grundlagenforschung, S. 31, lS. 


